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Vorwort

Trinkwasser ist ein essenzielles Versorgungsgut. Ohne Trinkwasser kann der Mensch nicht überleben. 
Aus diesem Grund erkannten die Vereinten Nationen den Zugang zu sauberem Wasser als Menschen-
recht an. Dieses essenzielle Bedürfnis nach Wasser ist der Grund dafür, dass die Beschäftigten im Wasser-
sektor bereit sind, 24 Stunden täglich und an 7 Tagen in der Woche für die Trinkwasserversorgung und 
für die Abwasserentsorgung im Einsatz zu sein. Der Zugang zu Trinkwasser ist nicht nur für die wenigen 
glücklichen Menschen gedacht, die sich diese Versorgung leisten können. Er symbolisiert vielmehr den 
Kampf um Menschenrechte und die Forderung nach öffentlichen Diensten für alle. Seit vielen Jahren 
kämpft der EGÖD gemeinsam mit Wasseraktivisten/-innen, sozialen Bewegungen, Public Services Inter-
national und vielen anderen dafür, private Unternehmen daran zu hindern, unsere Wasserversorgung 
zu übernehmen und Arbeitnehmer/-innen und die Bevölkerung im Interesse von Aktionärsgewinnen 
zu übervorteilen.

Diese Broschüre beschreibt einige der Arbeiten, die wir in den vergangenen 25 Jahren geleistet haben, 
und gibt eine Übersicht über die zahlreichen Aspekte, die dieser Kampf hat. Die gemeinsame wissen-
schaftliche Arbeit mit PSIRU, dem Internationalen Forschungsinstitut für öffentliche Dienste, hat uns 
geholfen, die Dynamik innerhalb der Wasserwirtschaft besser zu verstehen.  Wir haben uns mit an-
deren Stakeholdern für ein Progressive Public Water Management eingesetzt, für eine fortschrittliche 
öffentliche Wasserwirtschaft. Wir haben gegen die Privatisierung von Wasserversorgern gekämpft, zum 
Beispiel mit unseren Kollegen und Kolleginnen in Thessaloniki. Gemeinsam haben wir 2013 die erste 
erfolgreiche Europäische Bürgerinitiative für das Recht auf Wasser ins Leben gerufen. Der EGÖD hat 
sich mit anderen im Blue Community-Projekt zusammengeschlossen, das zukunftsorientiert arbeitet 
und unsere Städte lebenswerter für alle Menschen machen will. Jedes Jahr beteiligen wir uns aktiv am 
Weltwassertag am 22. März. Ja – diese Broschüre wirft einen Blick zurück und feiert die gemeinsame 
Arbeit der Gewerkschaften für den öffentlichen Dienst und aller Aktivisten/-innen. Wir wünschen viel 
Spaß beim Lesen.

Diese Broschüre ist ebenfalls Teil des weitergehenden Kampfes für das Recht auf Wasser. Unser unmit-
telbares Interesse besteht darin, dass auch die soziale Dimension bei all den Wiederaufbauplänen nach 
dem Sieg über die Pandemie berücksichtigt wird. Klimaschutzmaßnahmen sind ein wichtiger Teil da-
von. Regierungen in Europa müssen in öffentliche Dienste investieren und Menschenrechte schützen. 
In der EU bietet die Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte neue Möglichkeiten, um das 
Recht auf Wasser- und sanitäre Grundversorgung durchzusetzen. Andere Regierungen in den West-
balkanstaaten, der Osteuropäischen Partnerschaft und darüber hinaus in Russland und Zentralasien 
können auf diese Wiese motiviert werden, der EU zu folgen.

Vor allem hoffen wir, dass diese Broschüre zur weiteren Lektüre anregt und euch veranlasst, euch an den 
Aktionen eurer Gewerkschaften und anderer Organisationen zu beteiligen. Unser Kampf ist nicht nur 
der Kampf der Beschäftigten in der Wasserwirtschaft. Es geht nicht nur um Wasser. Es ist ein Kampf für 
die Zukunft unserer Gesellschaften und unseres Planeten. Wenn wir unsere Wasserquellen verschmut-

zen und unsere Grundwasserleiter erschöpfen, werden Pflanzen, Tiere 
und der Mensch darunter leiden. Der EGÖD versucht, in Debatten über 
den Klimawandel und grüne Pläne und mit unserer Arbeit zum Thema 
Kreislaufwirtschaft und Anpassungsstrategien etwas zu bewirken – für 
die Beschäftigten in der Wasser- und Abwasserwirtschaft, in öffentli-
chen Diensten und letztlich für unsere Gemeinden.  Wir alle stehen Sei-
te an Seite in diesem Kampf für eine Zukunft für uns alle. Wir zählen auf 
euch, für unseren gemeinsamen Erfolg. 

Jan Willem Goudriaan, EGÖD-Generalsekretär





Der Kampf für das Menschenrecht auf Wasser in Europa

5

Einleitung 

Der Weltwassertag am 22. März 2021 erinnert uns daran, wie wichtig sauberes Trinkwasser ist, aber 
auch an die 2.2 Milliarden Menschen überall auf der Welt, die keinen sicheren Zugang zu Wasser 
haben. 1 

Der Weltwassertag bietet ebenfalls die Gelegenheit, Regierungen an ihre gesetzliche Verpflichtung 
zu erinnern, Zugang zu sicherem Trinkwasser und sanitärer Grundversorgung für alle Menschen si-
cherzustellen. Die Generalversammlung der Vereinten Nationen (UN) und der Menschenrechtsrat 
haben 2010 zum ersten Mal den Zugang zu sicherem Trinkwasser zum Menschenrecht erklärt und 
damit völkerrechtlich verbindlich ausgestaltet. Die Generalversammlung hat das Menschenrecht 
auf Sanitärversorgung 2015 als eigenes Recht anerkannt.

In Europa gibt es jedoch etwa zwei Millionen Menschen, die nach wie vor nicht über eine Wasser- 
oder Sanitärversorgung verfügen, und viele Menschen mit geringem Einkommen müssen damit 
rechnen, dass ihnen die Wasserversorgung gesperrt wird, wenn sie ihre Rechnung nicht bezahlen. 2 

Eine solche Maßnahme ist unter keinen Umständen zu akzeptieren. Mitten in der COVID-19-Pan-
demie, da Regierungen ihre Bürger und Bürgerinnen nachdrücklich anhalten, sich regelmäßig die 
Hände zu waschen und so der Weiterverbreitung des Virus Einhalt zu gebieten, kann es nicht rich-
tig sein, so viele Menschen von dieser Möglichkeit auszuschließen. 

Der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst (EGÖD) kann auf eine langjäh-
rige Kampagnenhistorie im Kampf für das Menschenrecht auf Wasser- und sanitäre Grundversor-
gung zurückblicken.  Der Verband hat 2012 die erste erfolgreiche Europäische Bürgerinitiative (EBI) 
für das Recht auf Wasser auf den Weg gebracht. 3 Die Right2Water-Initiative hat dazu aufgerufen, 
dass die Wasserversorgung eine Aufgabe des öffentlichen Dienstes bleiben müsse, und hat drei 
Forderungen gestellt: 

• Garantierte Wasser- und sanitäre Grundversorgung für alle Menschen in Europa;

• Keine Liberalisierung von Wasserdienstleistungen; und

• Universeller – d.h. globaler – Zugang zu Wasser und sanitärer Grundversorgung für alle.

Diese Europäische Bürgerinitiative hat dazu geführt, dass das Europäische Parlament Ende 2020 die 
neugefasste Trinkwasserrichtlinie verabschiedet hat (siehe Abschnitt 1). Die neue Richtlinie enthält 
einen neuen Artikel über den Zugang zu Wasser und nimmt die Mitgliedstaaten in die Pflicht, den 
Zugang zu Wasser für den menschlichen Gebrauch für alle, insbesondere für nach Maßgabe der 
Mitgliedstaaten benachteiligte Gruppen und Gruppen am Rand der Gesellschaft, zu verbessern 
bzw. aufrechtzuerhalten. 
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Der EGÖD hat sich ebenfalls erfolgreich dafür eingesetzt, dass die 
Richtlinie 2014/23/EU über die Konzessionsvergabe – Outsourcing 
oder Auslagerung öffentlicher Dienste – den Wassersektor aus-
schließt (siehe Abschnitt 3).

Allerdings sind wir noch lange nicht am Ziel. Die neugefasste 
Trinkwasserrichtlinie ist nur ein erster Schritt hin zu der Garantie, 
dass auch benachteiligte Gruppen Zugang zu Trinkwasser haben. 
Es gibt zu viele Hintertüren für Mitgliedstaaten, um die Bestim-
mungen der Richtlinie nicht umsetzen zu müssen, und die Richt-
linie erwähnt auch nicht explizit das Menschenrecht auf sicheres 
Trinkwasser. Darüber hinaus haben die europäischen Institutio-
nen bisher noch keine Maßnahmen für einen verbesserten Zu-
gang zur Sanitärversorgung ergriffen. 

Die Europäische Kommission hat mit der Überprüfung der  Kon-
zessionsrichtlinie begonnen – der EGÖD hat klargestellt, dass es 
keinerlei Entwicklungen gibt, die die Aufnahme der Wasserversor-
gung in den Geltungsbereich dieser Richtlinie rechtfertigen könn-
ten. Das Europäische Parlament setzt sich außerdem für eine Än-
derung in einem Bericht zur Wasserrahmenrichtlinie ein, der sich 
für öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) stark macht – dies 
trotz der zunehmenden Erkenntnis, dass ÖPP den Beschäftigten 
oder den Bürger/-innen nicht nutzen (siehe Abschnitt 3) und trotz 

der Begriffsbestimmung von Wasser für den menschlichen Gebrauch in der Wasserrahmenricht-
linie. Daraus geht eindeutig hervor, dass Wasser kein Wirtschaftsgut ist, sondern ein Menschheits-
erbe, das geschützt und verteidigt werden muss.  

In den kommenden Wochen und Monaten wird der EGÖD seine Kampagne weiter intensivieren 
und:

• das Menschenrecht auf Wasser und sanitäre Grundversorgung in Zukunft fördern; 

• dafür sorgen, dass keine Nutzer/-innen in der Europäischen Union (EU) von der Wasserversor-
gung getrennt werden; 

• das Europäische Parlament auffordern, den in der Wasserrahmenrichtlinie genannten Grund-
satz „Wasser ist keine Handelsware“ zu einem festen Grundsatz aller wasserpolitischen Entschei-
dungen der EU zu machen; 

• sich für ein fortschrittliches öffentliches Management des Wasser- und Abwassersektors und 
anderer Sektoren einsetzen; und

• gute Arbeitsbedingungen und hohe Arbeitsschutzstandards für die Beschäftigten in der Was-
serwirtschaft sicherstellen (Kreislaufwirtschaft).4

  Öffentlich-private 
Partnerschaften (ÖPP) sind 

langfristige vertragliche 
Vereinbarungen, nach 

denen die Privatwirtschaft 
Infrastruktureinrichtungen 

und Dienstleistungen 
bereitstellt, die traditionell 
direkt vom Staat finanziert 

werden. Dazu gehören auch 
Einrichtungen der Wasser- 

und Sanitärversorgung. 
Damit geht ebenfalls eine 

zwischen dem öffentlichen 
und dem privaten 

Sektor auszugestaltende 
Risikoverteilung einher.

Warum öffentlich-rechtliche 
Partnerschaften (ÖPP) nach 

wie vor kein Erfolgsmodell 
sind (Dezember 2020)

https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/PPPs_DE.pdf
https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/PPPs_DE.pdf
https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/PPPs_DE.pdf
https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/PPPs_DE.pdf
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1. Zugang zu Wasser und 
sanitärer Grundversorgung 
sind ein Menschenrecht

2010 haben die UN-Generalversammlung und der Menschenrechtsrat den Zugang zu sicherem 
Trinkwasser zum Menschenrecht erklärt und damit völkerrechtlich verbindlich ausgestaltet. Die 
UN-Generalversammlung hat das Menschenrecht auf Sanitärversorgung 2015 als eigenes Recht 
anerkannt, und 2018 hat der Menschenrechtsrat folgende Aussagen bekräftigt: 

• Das Menschenrecht auf Wasser berechtigt jedermann zu ausreichendem, ungefährlichem, si-
cherem, annehmbarem, physisch zugänglichem und erschwinglichem Wasser für den persön-
lichen und den häuslichen Gebrauch; und 

• Das Menschenrecht auf Sanitärversorgung berechtigt alle Menschen ohne Diskriminierung, in 
allen Lebensbereichen direkten und erschwinglichen Zugang zu einer Sanitärversorgung zu 
erhalten, die unbedenklich, hygienisch, sicher und sozial und kulturell annehmbar ist und Pri-
vatsphäre und Würde gewährleistet.  

„Der fehlende Zugang zu sicheren, ausreichenden und erschwinglichen Wasser-, Sanitär- und Hy-
gieneeinrichtungen hat schwerwiegende Auswirkungen auf die Gesundheit, die Würde und das 
Wohlergehen von Milliarden von Menschen und signifikante Folgen für die Wahrnehmung anderer 
Menschenrechte“, so die UN.  Staaten haben die Pflicht, das Recht auf Wasser- und Sanitärversor-
gung gleichberechtigt und ohne Diskriminierung zu garantieren.5 

In seiner Botschaft zum Weltgebetstag für die Bewahrung der Schöpfung am 1. September 2018 
hat Papst Franziskus darauf hingewiesen, dass „der Zugang zu sicherem Trinkwasser ein grund-
legendes, fundamentales und allgemeines Menschenrecht ist, weil es für das Überleben der Men-
schen ausschlaggebend und daher die Bedingung für die Ausübung der anderen Menschenrechte 
ist.“ 

Er wies darauf hin, dass der Zugang für viele Menschen entweder schwierig oder unmöglich ist, 
und seiner Meinung nach „drängt es an gemeinsamen Projekten und konkreten Taten, die berück-
sichtigen, dass jede Privatisierung des natürlichen Guts des Wassers zu Lasten des Menschenrechts, 
Zugang zum Wasser zu haben, unannehmbar ist.”6 

Auch die EU-Außenpolitik erkennt das Menschenrecht auf Wasser an. Der Europäische Auswärtige 
Dienst (EAD) ist der diplomatische Dienst der EU und unterstützt sie bei der Ausführung ihrer ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Vor dem Hintergrund immer stärker belasteter Was-
serresourcen und Ökosysteme und einer zunehmend bedrohlichen Wasserverknappung  haben 
Spannungen und Konflikte wegen des Zugangs zu Wasser an Schärfe zugenommen.  Die Außen-
minister der EU-Länder haben Wasser im Jahre 2013 als ein außenpolitisches Thema erkannt und 
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2018 die vorbereiteten Schlussfolgerungen des Rates zur EU-Wasser-
diplomatie angenommen.7 

Der Rat weist in seinen Schlussfolgerungen darauf hin, dass Was-
serknappheit den Frieden und die Sicherheit gefährden kann, und 
betont ebenfalls die Bedeutung einer grenzüberschreitenden und 
integrierten Bewirtschaftung von Wasser sowie ein wirksames Was-
sermanagement. Es wird ebenfalls darauf verwiesen, dass sich die 
EU für das Menschenrecht auf sauberes Trinkwasser und auf Sanitär-
versorgung einsetzt; gleichzeitig wird der Zusammenhang zwischen 
Wasser und besonders Wassereinsparungen und Kreislaufwirtschaft 
hergestellt: „Die EU hebt hervor, dass die Kreislaufwirtschaft, unter 
anderem durch die Wiederverwendung von Wasser, einen wichtigen 
Beitrag zur Wassereinsparung leistet ... und fordert die Kommission 
und die EU-Mitgliedstaaten auf, Forschung und Innovationspartner-
schaften für Wasser unter Einbindung öffentlicher und privater Ak-
teure finanziell zu unterstützen und entsprechende Anreize zu schaf-
fen.”8

Trotz dieser Zusicherungen gibt es jedoch etwa zwei Millionen Men-
schen in Europa, die nach wie vor nicht über eine angemessene Was-
ser- oder Sanitärversorgung verfügen, und viele Menschen mit gerin-

gem Einkommen müssen damit rechnen, dass ihnen die Wasserversorgung gesperrt wird, wenn sie 
ihre Rechnung nicht bezahlen. 9

Im Jahre 2013 wurde für den Großraum Paris eine detaillierte Analyse des Zugangs zu Wasser und 
Sanitärversorgung durchgeführt, die Zugangsprobleme für bestimmte Gruppen wie Obdachlose 
und nomadische Gemeinschaften festgestellt hat. Diese Analyse hat auch als wichtigste Forderung 
bezeichnet, auf die Unterbrechung der Wasserversorgung von Menschen zu verzichten, die diese 
Dienstleistung nicht bezahlen können.10 Das Europäische Zentrum für die Rechte der Roma (ERRC) 
berichtet, dass die Roma in Europa den „fehlenden Zugang zu Wasser“ als Krise erleben (siehe Kas-
ten 1) 11 

Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) Right2Water hat das Thema des Menschenrechts auf Wasser 
und sanitäre Grundversorgung erfolgreich als Thema  der europäischen politischen Agenda etab-
liert. 12 

Auf den Weg gebracht im Jahre 2021, hat diese EBI fast zwei Millionen Unterschriften gesammelt, 
davon waren mehr als 1,68 Millionen gültig. Die EU wurde damit aufgefordert, verbindliche Ziele 
für alle Mitgliedstaaten vorzugeben, damit Wasser- und Sanitärversorgung in Europa zu 100% zur 
Verfügung stehen. Eine weitere Forderung an die EU war, auch außerhalb der EU mehr Initiative zu 
zeigen, um einen universellen Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung zu erreichen. 

Vor der Bürgerinitiative lautete das Narrativ, dass die EU in erster Linie daran interessiert war, einen 
Binnenmarkt für Waren und Dienstleistungen zu vollenden. 

„Die Wasserversorgung ist aber anders zu bewerten“, erläuterte die Bürgerinitiative. „Sie ist essen-
ziell für das Leben, zudem Wasser eine begrenzte natürliche Ressource ist. Wasser ist keine Han-

Eine Europäische 
Bürgerinitiative ist ein 

europäisches Instrument 
der politischen Teilhabe 

in einer Demokratie und 
eröffnet den Bürger/-

innen die Gelegenheit, 
ein wichtiges Thema 

auf die europäische 
Agenda zu setzen. 
Mindestens sieben 

Personen aus sieben 
EU-Mitgliedstaaten 

müssen zunächst einen 
Bürgerausschuss bilden 

und insgesamt eine 
Million Unterschriften 

aus sieben EU-Staaten 
sammeln. 
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delsware, sondern ein öffentliches Gut, dass geschützt werden muss und nicht dem Wettbewerb 
überlassen werden darf. Das Menschenrecht muss ein zentraler Bestandteil der Wasserpolitik sein, 
nicht der Wettbewerb oder die Vollendung des Binnenmarktes.“

Die Initiative hat ebenfalls klar darauf hingewiesen, dass es Aufgabe der Regierungen ist, diese 
Dienstleistung zu Verfügung zu stellen. Sie müssen das Menschenrecht auf Wasser und sanitäre 
Grundversorgung umsetzen und dürfen diese Dienstleistungen nicht den Marktkräften überlas-
sen, und die einzige Möglichkeit, den Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung sicherzustellen, 
ist eine gesetzliche Verankerung dieses Rechts.

Die EBI hat die Europäische Kommission aufgefordert, dafür zu sorgen, dass Wasser- und Sani-
tärleistungen für alle europäischen Bürger/-innen zur Verfügung stehen und sich dabei von den 
Grundsätzen öffentlicher Dienste und einem auf Rechten basierenden Prinzip und nicht von einem 
marktorientierten Grundsatz leiten zu lassen. Die Initiative hat im Vorfeld der Europawahl 2014 eine 
breite politische Unterstützung erfahren, wobei vier von fünf Kandidaten/-innen für den Präsiden-
tenposten der Europäischen Kommission zusagten, das Menschenrecht auf Wasser umzusetzen13.

Als direktes Ergebnis der Europäischen Bürgerinitiative Right2Water hat das Europäische Parlament 
im Dezember 2020 die neugefasste Trinkwasserrichtlinie verabschiedet. 14 Diese enthält einen neu-
en Artikel 16 über den Zugang zu Wasser für den menschlichen Gebrauch.

Nach Aussage der Europäischen Kommission wird die neue Richtlinie einen sichereren Zugang zu 
Wasser für alle Menschen in Europa garantieren und die höchsten Trinkwasserstandards weltweit 
sicherstellen. Die Richtlinie führt für die Mitgliedstaaten die Verpflichtung zur Verbesserung oder 
Aufrechterhaltung des Zugangs zu sicherem Trinkwasser für alle ein, wobei der Schwerpunkt auf 
benachteiligten Gruppen und Gruppen am Rand der Gesellschaft liegt. Die Richtlinie trat am 12. 
Januar 2021 in Kraft, und die Mitgliedstaaten haben jetzt zwei Jahre Zeit, die neugefasste Trink-
wasserrichtlinie in nationales Recht umzusetzen.

Der EGÖD ist der Meinung, dass die neugefasste Richtlinie ein erster Schritt in die richtige Richtung 
ist, damit benachteiligte Gruppen Zugang zu Trinkwasser bekommen.  Es gibt aber zu viele Hinter-
türen für Mitgliedstaaten, um die Bestimmungen der Richtlinie nicht umsetzen zu müssen, und die 
Richtlinie erwähnt auch nicht explizit das Menschenrecht auf sicheres Trinkwasser.



Der Kampf für das Menschenrecht auf Wasser in Europa

10

Kasten 1: Private Bereitstellung von Wasser- 
und Sanitärleistungen riskiert Missachtung von 
Menschenrechten
Im Oktober 2020 hat der UN-Sonderberichterstatter für das Menschenrecht auf Wasser- und 
Sanitärversorgung, Léo Heller, die traditionelle Denkweise in Frage gestellt, dass Menschen-
rechte nicht das Thema sind, wenn es darum geht, wer die Wasser- und Sanitärversorgung 
übernimmt. Heller benannte drei Risikofaktoren für Menschenrechte, wenn die Aufgabe der 
Wasser- und Sanitärversorgung von privaten Unternehmen übernommen wird: Gewinnma-
ximierung, natürliches Monopol und Machtungleichgewicht.  

Heller führte dazu aus:

• Der Imperativ der privaten Versorger, so viel Gewinn wie möglich zu erzielen, kann die Ver-
pflichtung des Staates unterlaufen, für alle Menschen eine bezahlbare Wasser- und Sanitär-
versorgung zu gewährleisten; 

• In einem natürlichen Monopolumfeld im Wasser- und Sanitärversorgungssektor mit nur 
einem Versorger laufen Regulierungsbehörden schnell Gefahr, dass der Regulierer von dem 
Unternehmen  vereinnahmt wird und die Fähigkeit der Regulierungsbehörde, das Men-
schenrecht auf Wasser- und Sanitärversorgung zu schützen, unterwandert wird; und 

• Ein Machtungleichgewicht im Wasser- und Sanitärversorgungssektor kann die beiden o. g. 
Faktoren zusätzlich verschärfen. 

Heller stellte fest, dass „im Falle einer gewinnorientierten Unternehmensführung ökonomi-
sche Beweggründe unter Umständen schwerer wiegen als die Motivation, Menschenrechts-
standards im Hinblick auf die Wasser- und Sanitärversorgung zu beachten.“ 

In bestimmten Fällen, so fügte er hinzu, könnten anspruchsvolle Menschenrechtsvorgaben 
private Versorger dazu bewegen, nicht in bestimmten Bereichen zu investieren. Im Ergebnis 
könnte sich Länder veranlasst sehen, Standards zu senken oder Regulierungen zu lockern15. 
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2. Menschen möchten eine 
Wasserversorgung als öf-
fentlichen Dienst

Die Wasserversorgung ist immer in erster Linie als öffentliche Leistung der Daseinsvorsorge und 
als  Gemeinschaftsgut angesehen worden. Seit Beginn der 1990er Jahre wird Wasser jedoch immer 
öfter als Handelsware betrachtet.  Wasserversorger sind zu Wunschobjekten globaler privater In-
vestoren geworden und gelten nicht mehr als Unternehmen, deren vorrangiger Zweck die Bereit-
stellung gerechter und bezahlbarer grundlegender Dienstleistungen ist. Die Renditen für die Ak-
tionäre/-innen sind wichtiger geworden als Investitionen in die Infrastruktur, die zur Bereitstellung 
dieser Dienstleistungen vorhanden sein muss.16 

Die Right2Water-EBI beschreibt, dass die Verfechter marktwirtschaftlich orientierter öffentlicher 
Dienste grundsätzlich preiswertere und bessere Dienstleistungen versprechen.  In der Realität be-
deutet dies preiswertere und bessere Dienstleistungen für die Reichen, aber schlechtere und teu-
rere Dienstleistungen für die Armen. 

Das wichtigste Ziel privater Unternehmen besteht darin, Gewinne zu erwirtschaften. In erster Li-
nie sind sie daran interessiert, eine Dienstleistung dort bereitzustellen, wo die höchsten Gewinne 
winken, und für diejenigen, die es sich problemlos leisten können. Gleichzeitig vernachlässigen 
sie Bereiche, in denen Dienstleistungen nicht profitabel sind, und ignorieren diejenigen, die diese 
Dienstleistungen am dringendsten brauchen. Eine Wasserversorgung nach marktwirtschaftlichen 
Kriterien bedeutet: „Kein Geld, kein Wasser.“ 17 

Im Jahre 2018 ist ein Bericht der Vereinten Nationen über Armut und Menschenrechte zu dem 
Schluss gekommen: „Privatisierung geht oft Hand in Hand mit der systematischen Eliminierung 
des Schutzes der Menschenrechte und der weiteren Marginalisierung der Interessen der Menschen 
mit geringem Einkommen und derjenigen, die in Armut leben.”18  

In dem Maße, wie die Privatisierung der Wasserwirtschaft in globalem Maßstab fortgeschritten ist, 
hat sich auch das globale Scheitern dieses Modells gezeigt. Eine gewinnorientierte Wasserwirt-
schaft hatte bisher immer schädliche Auswirkungen auf die Menschen und die Umwelt.19  Das hat 
dazu geführt, dass es in der Öffentlichkeit einen wachsenden Widerstand gegen Privatisierungen 
und eine zunehmende Unterstützung für die Wasserversorgung als öffentlichen Dienst gibt, durch 
Unternehmen in öffentlicher Hand, durch kommunale und regionale Behörden und bis zu einem 
gewissen Maß auch durch Bürgerinitiativen (siehe Abschnitt 4). Im VK zum Beispiel sind 83 % der 
Bevölkerung für eine Wasserversorgung in öffentlicher Hand. 20 
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Im Jahre 2008 haben mehrere Gruppen einschließlich des EGÖD ein Europäisches Netzwerk für 
öffentliche Wasserversorgung gegründet. Dieses gesamteuropäische Netzwerk besteht aus Grup-
pen von Wasseraktivisten/-innen, die sich gegen die Privatisierung der Wasserwirtschaft in Europa 
wehren. 21 Das Netzwerk hat sich auf ein Manifest geeinigt, das eine Reihe von Forderungen ent-
hält, u. a. diese:

·	 • Verpflichtung, Wasser als Menschenrecht anzuerkennen;

·	 • Handel mit Wasser und Liberalisierung der Wasserwirtschaft dürfen nicht Gegenstand 
internationaler Handelsabkommen sein;

·	 • Wasser muss eine öffentliche Leistung der Daseinsvorsorge bleiben;

·	 • Förderung von Investitionen in öffentlich-öffentliche Partnerschaften (ÖÖP) zur Gewähr-
leistung einer sicheren und nachhaltigen Wasserversorgung; und 

·	 • Bessere Arbeitsbedingungen bei Wasserversorgern; Einbeziehung der Beschäftigten in 
demokratische Prozesse der Entscheidungsfindung.  22

Öffentlich-öffentliche Partnerschaften (ÖÖP) unterscheiden sich von öffentlich-privaten Partner-
schaften (ÖPP). Sie stellen eine Zusammenarbeit zwischen zwei oder mehreren öffentlichen Part-
nern dar, um die Kapazität und Effektivität zu erbringender öffentlicher Dienste zu verbessern. ÖÖP 
können zwischen Ländern, zwischen einzelnen Gemeinden und Städten oder zwischen unter-
schiedlichen öffentlichen Diensten innerhalb einer Gemeinde stattfinden. ÖÖP funktionieren nach 
dem Prinzip der Solidarität und des Verzichts auf private Gewinne. Es sind Beziehungen auf Augen-
höhe unter Gleichgestellten unter Berufung auf gemeinsame Werte und Ziele.23 
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Kasten 2 Die Wasserkrise und die Roma in Europa 

Der EGÖD und das Europäischen Zentrum für die Rechte der Roma (ERRC) haben die Eu-
ropäische Kommission aufgefordert, die Forderungen der Europäischen Bürgerinitiative 
Right2 Water umzusetzen, nachdem eine 2017 vom ERRC durchgeführte Studie mit dem 
Titel Thirsting for justice – Europe’s Roma denied access to clean water and sanitation bestätigt 
hat, dass den Roma der Zugang zur Wasser- und Sanitärversorgung verwehrt wird.24 

Eine große Zahl der europäischen Roma hat nach wie vor keinen Zugang zu einer siche-
ren Wasser- oder Sanitärversorgung oder wird in diesem Zugang benachteiligt. 2020 be-
schreibt das Europäische Zentrum für die Rechte der Roma (ERRC) zum Beispiel folgende 
zwei Rechtssachen: 

Slowenien war der erste europäische Staat, der den Zugang zu Trinkwasser 2016 zu einem 
Grundrecht erhoben hat. 

„Trotzdem ist der Zugang zu Wasser in der Praxis nicht für alle slowenischen Bürger/-innen 
gleichermaßen garantiert, besonders nicht, wenn sie Roma sind“, kommentierte das ERRC 
im März 2020, nachdem es der Europäische Gerichtshof abgelehnt hatte, den ersten Prozess 
für das Erstreiten des Rechts auf Wasser zu verhandeln. Es ging hierbei um eine Roma-Ge-
meinschaft in Slowenien.

„Roma-Angehörigen, die dazu gezwungen sind, im Freien ihre Toilettengänge zu verrich-
ten und die einen Kilometer laufen müssen, um dann doch nur verschmutztes Wasser zu 
trinken“, wurde von den Richter/-innen vorgehalten, dass „sie nicht in ausreichender Weise 
nachgewiesen haben, dass diese Situation gesundheitsschädlich ist und ihre Menschenwür-
de verletzt“25. 

Im Juni berichtete das ERRC darüber, dass nach einer fünfjährigen gerichtlichen Auseinander-
setzung zwei Roma-Angehörigen, die aus ihren Wellblechhütten in Belgrad zwangsgeräumt 
und in ein leer stehendes Lagerhaus ohne Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung und 
Elektrizität umgesiedelt wurden, vom Belgrader Berufungsgericht eine Entschädigung zu-
gesprochen bekamen. Ein dritter Kläger verstarb in den Jahren des Wartens auf das Urteil26.
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3. Gute wirtschaftliche 
Gründe für eine öffentliche 
Wasserversorgung 

Ineffizienz von ÖPP

Regierungen überall auf der Welt und internationale Gremien setzen weiterhin auf die Privatisie-
rung öffentlicher Dienste. Organisationen wie die Europäische Kommission fördern neoliberale, 
marktorientierte Strategien für die Erbringung öffentlicher Dienste, propagieren eine nur minimale 
staatliche Intervention und fordern eine Reform des öffentlichen Sektors wegen seiner unterstell-
ten Ineffizienz. Privatisierungen in Form öffentlich-privater Partnerschaften (ÖPP) sind besonders 
weit verbreitet.27

Eine systematische Übersichtsarbeit, die mehrere hundert wissenschaftliche Studien ausgewertet 
hat, konnte keinen empirischen Beweis dafür finden, dass der private Sektor per se effizienter arbei-
tet als der öffentliche Sektor. 

Die für den EGÖD vom Internationalen Forschungsinstitut für öffentliche Dienste (PSIRU) an der 
Universität Greenwich durchgeführte Arbeit stellt die Behauptung in Frage, dass privatisierte Un-
ternehmen oder öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) grundsätzlich und zu niedrigeren Kosten 
Dienstleistungen auf gleichem Niveau und mit derselben Qualität anbieten können wie der öffent-
liche Sektor.28

Die Studie legt Ergebnisse aus neun Sektoren vor, darunter auch die Wasserwirtschaft. Die Ergeb-
nisse widerlegen jedes Argument für Privatisierungen und Outsourcing. Besonders im Fall von ÖPP 
zeigt der Bericht, dass die Finanzierungskosten für den privaten Sektor grundsätzlich höher sind 
als im öffentlichen Sektor.  Werden öffentliche Aufgaben an die Privatwirtschaft übertragen, so 
muss diese noch höhere Effizienzgewinne erzielen, um kostendeckend zu arbeiten, Gewinne für 
die Aktionäre/-innen zu erwirtschaften und dabei Dienstleistungen im geforderten Umfang und in 
der verlangten Qualität zu bieten. 

Der Bericht verweist auf eine 2008 durchgeführte systematische Übersicht über alle Effizienzas-
pekte in der Wasserversorgung. Das Ergebnis lautet, dass „es keine belastbaren Fakten gibt, die auf 
einen kausalen Zusammenhang zwischen Eigentumsverhältnissen und Effizienz hinweisen.“ 

Eine internationale Analyse 27 empirischer Studien zur vergleichenden Effizienz in der Abfallwirt-
schaft (und der Wasserwirtschaft) in unterschiedlichen Ländern kam zu dem Schluss, dass die „pri-
vate Erbringung kommunaler Dienstleistungen nicht grundsätzlich preisgünstiger ist als die Erbrin-
gung durch den öffentlichen Sektor.”

Eine umfassende Studie über die Wasserwirtschaft in Frankreich, wo etwa drei Viertel der Was-
serversorgung durch den Privatsektor im Rahmen von Konzessionen oder Leasingverträgen über-
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nommen werden, fand 2004 heraus, dass der Preis für Wasserdienstleistungen durch Privatunter-
nehmen bei Berücksichtigung aller Faktoren um 17% höher ist als dort, wo die Gemeinden diese 
Aufgabe übernehmen. 

Eine Reihe von Studien im VK ist zu dem Schluss gekommen, dass es nach der Privatisierung zu 
keinerlei signifikanten Verbesserungen der Produktivität gekommen ist.  Ein Bericht aus dem Jahre 
2007 schließt mit der Aussage: „Nach der Privatisierung ist die Produktivität nicht gestiegen ... tat-
sächlich war die durchschnittliche Effizienz im Jahre 2000 geringfügig niedriger als zum Zeitpunkt 
der Privatisierung [im Jahre 1989].” 

Im Dezember 2020 haben der EGÖD und Eurodad als  Netzwerk zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen einen Bericht über die nicht eingehaltenen Versprechungen öffentlich-privater Partnerschaf-
ten (ÖPP) vorgestellt.29 

Der Bericht Warum öffentlich-rechtliche Partnerschaften (ÖPP) nach wie vor kein Erfolgsmodell sind  
hat acht wichtige Gründe genannt, warum ÖPP nicht funktionieren: 

1. ÖPP bringen kein frisches Geld – sie führen zu verkappten Schulden;

2. Private Finanzierungen kosten mehr Geld als die Kreditaufnahme der öffentlichen Hand;

3. Der öffentliche Sektor trägt letztlich das Risiko, wenn ein Projekt scheitert;

4. ÖPP garantieren keine bessere Wirtschaftlichkeit;

5. Effizienzgewinne und Design-Innovationen können dazu führen, dass nicht sorgfältig gearbeitet 
wird;

6. ÖPP sind keine Garantie für die fristgerechte Fertigstellung von Projekten und die Einhaltung 
von Budgets;

7. ÖPP-Vereinbarungen sind nicht transparent und können Korruption befördern; und

8. ÖPP schaden den Prioritäten öffentlicher Politik und zwingen öffentliche Versorger zu Kosten-
einsparungen.

Der Bericht hat exemplarisch eine Reihe von ÖPP im Wasser- und Abwassersektor beschrieben, 
darunter folgende Beispiele: 

• Die aufgerüstete Dublin Regional Wastewater Plant (Kläranlage), die 2003 in Betrieb ging und 
den Eintrag von Schadstoffen in die Irische See reduziert hat. Allerdings gab es über mehrere 
Jahre eine erhebliche Geruchsbelästigung für die Anwohner/-innen, was auf den Einsatz einer 
nicht erprobten Technologie und falsch festgelegte Geruchsgrenzwerte im Vertrag zurückzu-
führen ist. Außerdem erwies sich die Anlage vom ersten Tag an als unterdimensioniert im Hin-
blick auf die tatsächlich aufzubereitende Abwassermenge,  zum Teil darauf zurückzuführen, 
dass bei der Planung Gewerbebetriebe nicht angemessen  berücksichtigt wurden. Der Dubliner 
Stadtrat hat 35,6 Millionen Euro an Celtic Anglian Water gezahlt, um die Probleme zu beheben;
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• Die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) hat eine Wasserkläranlage in 
Kroatien finanziert, die mit „extremen Gewinnen“ betrieben wurde.

• Bei der Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe 1999 mit Beteiligung von RWE und Viven-
di (Veolia) unterlag der unterzeichnete Vertrag der Geheimhaltung und konnte nicht einmal 
vom deutschen Bundestag eingesehen werden. Die Verträge wurden zu einem späteren Zeit-
punkt veröffentlicht und zeigten, dass den privaten Versorgern eine Kapitalrendite von acht 
Prozent zugesichert worden war. 

• Das Beispiel der Veolia-Tochtergesellschaft Apa Nova, Rumänien, zeigt, wie der Druck, öffentli-
che Dienstleistungen bereitzustellen und Gewinne zu ermöglichen, zu Korruption führen kann.

Ein im März 2018 vorgelegter Bericht des Europäischen Rechnungshofes kam zu dem Schluss, dass 
von der EU kofinanzierte ÖPP „nicht als eine wirtschaftlich tragfähige Option für die Bereitstellung 
öffentlicher Infrastruktur angesehen werden können.“ Die ÖPP, die der Rechnungshof geprüft hat, 
zeichneten sich durch umfassende Defizite und begrenzte Vorteile und Nutzen aus, im Endeffekt 
resultierte dies in ineffizienten und ineffektiven Ausgaben in Höhe von €1,5 Milliarden. Wirtschaft-
lichkeit und Transparenz wurden weitgehend unterwandert, in erster Linie aufgrund einer unkla-
ren Politik und Strategie, einer unzureichenden Analyse, einer außerbilanziellen Behandlung der 
ÖPP und einer einseitigen Risikoverteilung zu Lasten des öffentlichen Sektors.30

Ausschluss der Wasserwirtschaft aus dem Anwendungsbereich der 
Konzessionsrichtlinie

Im Jahre 2013 hat die Europäische Kommission Versorgungsleistungen der Wasserwirtschaft we-
gen Bedenken der Öffentlichkeit vom Anwendungsbereich der Richtlinie über die Konzessionsver-
gabe ausgeschlossen.31  Dies war ein Sieg für den EGÖD, der vor der Richtlinie gewarnt hatte und 
sie als neuen Versuch angesehen hat, die Wasserwirtschaft durch den verstärkten Einsatz von ÖPP 
zu privatisieren mit der Folge, dass die Zahl der gescheiterten ÖPP zunimmt.32 

Artikel 12 der Richtlinie 2014/23/EU regelt besondere Ausschlüsse im Bereich Wasser. Die Richtlinie 
gilt danach nicht für Konzessionen betreffend die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze 
zur Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Gewinnung, dem Transport oder der 
Verteilung von Trinkwasser oder der Einspeisung von Trinkwasser in diese Netze. 

Artikel 53 fordert von der Kommission die Überprüfung der wirtschaftlichen Auswirkungen der in 
Artikel 12 genannten Ausschlüsse auf den Binnenmarkt unter Berücksichtigung der besonderen 
Strukturen des Wassersektors und erstattet  dem  Europäischen  Parlament und dem Rat bis 18. 
April 2019 darüber  Bericht. 

Die Kommission hat mit der in der Richtlinie vorgesehenen Überprüfung begonnen. Der EGÖD 
vertritt den Standpunkt, dass sich in der Wasserwirtschaft nichts verändert hat und deshalb auch 
kein Bedarf besteht, an den Ausschlüssen etwas zu ändern. Der ausdrückliche Ausschluss von Was-
serdienstleistungen aus der Konzessionsrichtlinie und von Handelsverhandlungen ist eine seit lan-
gem erhobene Forderung, die das Europäische Parlament unterstützt hat.33
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Kasten 3 UN-Expertenbericht zeigt sich besorgt über 
den weltweit ersten Futures-Markt für Wasser 
Im Dezember 2020 sich hat ein UN-Experte für Wasser und Menschenrechte äußerst besorgt 
über die Gründung des weltweit ersten Futures-Marktes für Wasser geäußert, da dies zu 
Spekulationen der Finanzwirtschaft einlädt, die Wasser wie andere Waren wie Gold und Öl 
handeln will. 

Seine Kommentare bezogen sich darauf, dass die CME Group den weltweit ersten Wasser-
Futures-Kontrakt zum Handel freigegeben hat.  Ziel ist es, Wassernutzern zu helfen, Risiken 
zu managen und die konkurrierenden Anforderungen an Wasserangebot und -nachfrage 
inmitten von Unsicherheiten wie Dürren und Überschwemmungen besser auszugleichen.  
Der neue Wasser-Terminkontrakt ermöglicht es Käufern und Verkäufern, einen festen Preis 
für die Lieferung einer festgelegten Wassermenge zu einem zukünftigen Zeitpunkt auszu-
handeln.

Der UN-Sonderberichterstatter für das Menschenrecht auf Wasser- und Sanitärversorgung, 
Pedro Arrojo-Agudo, sagte jedoch: „Man kann Wasser keinen Wert beimessen, wie man es 
bei anderen gehandelten Gütern macht.“

„Wasser gehört allen und ist ein öffentliches Gut. Es ist eng mit unser aller Leben und Lebens-
grundlagen verbunden und ein wesentlicher Bestandteil der öffentlichen Gesundheit“, fügte 
er hinzu. „Wasser ist bereits extrem bedroht durch eine wachsende Bevölkerung, steigende 
Ansprüche und gravierende Verschmutzungen durch die Landwirtschaft und den Bergbau 
im Zusammenhang mit den sich verschärfenden Auswirkungen des Klimawandels.“ 

Neben Landwirten, Fabriken und Versorgungsunternehmen, die Preise festschreiben wol-
len, könnte ein solcher Terminmarkt auch Spekulanten wie Hedge-Fonds und Banken an-
locken, die auf Preise wetten und damit die Spekulationsblase des Lebensmittelmarktes von 
2008 wiederholen. 

„In diesem Zusammenhang besteht das Risiko, dass die großen Akteure aus Landwirtschaft 
und Industrie sowie die großen Versorgungsunternehmen diejenigen sind, die kaufen kön-
nen, und damit den schwachen Sektor der Wirtschaft, wie zum Beispiel die Kleinbauern, an 
den Rand drängen und beeinträchtigen” sagte Arrojo-Agudo34.
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4. Kampf um die Hoheit 
über die Wasserversorgung 

In dem Maße, wie die Privatisierung der Wasserwirtschaft in globalem Maßstab fortgeschritten ist, 
hat sich auch das globale Scheitern dieses Modells gezeigt. Dies ist einer Analyse der Internationale 
der Öffentlichen Dienste PSI mit dem Titel Taking our public services back in house zu entnehmen, 
die 50 Fallstudien zu Rekommunalisierungen beschreibt.35 Ein begleitendes Kompendium enthält 
12 Fälle von Rekommunalisierungen der Wasserwirtschaft, darunter fünf in Frankreich, Deutsch-
land und Italien.36  

Rekommunalisierung bedeutet, dass ein öffentlicher Dienst der wie auch immer gestalteten priva-
ten Kontrolle und/oder dem privaten Eigentum entzogen wird und in öffentliche Eigentümerschaft 
und Leitung und  demokratische Kontrolle überführt wird. Das bedeutet, dass kommunale und 
regionale Körperschaften in Privatbesitz befindliche und/oder privat geleitete Dienstleistungen, 
die als Konzessionen vergeben wurden oder von öffentlichen Körperschaften finanziert werden, 
wieder in Eigenregie übernehmen.

Eine gewinnorientierte Wasserversorgung habe schädliche Konsequenzen für Menschen und Um-
welt, und die Rekommunalisierung der Wasserwirtschaft habe in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten schnelle Fortschritte gemacht und gewinne zunehmend an Fahrt, so heißt es in dem PSI-Be-
richt. Im Jahre 2000 gab es lediglich zwei Fälle in zwei Ländern, 2019 wurde bereits über 311 Fälle 
in 36 Ländern berichtet.37  Frankreich, das Land mit der längsten Historie der Privatisierung der 
Wasserwirtschaft und Sitz der zwei führenden Wassermultis Suez und Veolia, kann auf die höchste 
Zahl der Wasser-Rekommunalisierungen verweisen. 38  In der Wasserwirtschaft hat es in Frankreich 
seit dem Jahre 2000 eine Welle von Rekommunalisierungen gegeben, darunter in Großstädten wie 
Paris (siehe Kasten 4), Rennes, Grenoble, Nizza und Montpellier.39 Paris und Rennes haben inno-
vative Partnerschaften mit dem Landwirtschaftssektor geschlossen, um Wassereinzugsgebiete zu 
schützen, die Umstellung auf eine ökologische und grundwasserschonende Landwirtschaft zu för-
dern und neue Märkte durch öffentliche Aufträge und die Vergabe von Ökolabels zu erschließen.40

In Spanien hat sich die Zahl der Rekommunalisierungen seit 2017 mehr als verdoppelt, inzwischen 
befinden sich 38 Wasserversorger wieder in öffentlicher Hand. Die Rekommunalisierung der Was-
serversorgung in Terrassa hat zum Beispiel die Möglichkeit für neue Formen der demokratischen 
Entscheidungsfindung eröffnet. Mit Unterstützung der Zivilgesellschaft hat die Stadt eine Wasser-
Beobachtungsstelle und damit ein Managementmodell mit echter Bürger/-innenbeteiligung ein-
gerichtet. Valladolid hat seit der Rekommunalisierung seiner Wasserversorgung 2017 rund €13,3 
Millionen eingespart, das sind fast vier Prozent des städtischen Haushalts für 2018.41 

Zu den gängigen Argumente für eine Rekommunalisierung öffentlicher Dienste gehören:  

• Dysfunktionale Betriebsabläufe – einschließlich schlechter Unternehmensleistung und schlech-
ter Servicequalität; Ausstieg privater Unternehmen aus Verträgen oder Unfähigkeit, vertrag-
liche Leistungen zu liefern; und Insolvenz der Vertragspartner;
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• Fehlende Kontrolle öffentlicher Dienste – unzureichende Kontrolle der erbrachten Dienstleis-
tung und Unfähigkeit, Probleme zu beheben, sobald die Dienstleistung privatisiert ist; fehlende 
Bereitschaft der Auftragnehmer/Privatunternehmen, mehr als die vertraglich festgelegten Be-
stimmungen zu erfüllen, um Gemeinden zu versorgen;

• Auswirkungen auf Arbeitnehmer/-innen und Nutzer/-innen der Dienstleistung – Unterfinanzie-
rung von Ressourcen für die Dienstleistung, zu geringe Investitionen in Personal und Infrastruk-
tur; steigende Rechnungen für die Nutzer/-innen; ungleiche Versorgung (es werden nur ge-
winnversprechende Nutzer/-innen und Gebiete versorgt, wer diese Kriterien nicht erfüllt, wird 
vernachlässigt); fehlende soziale und/oder ökologische Nachhaltigkeit einschließlich schlech-
ter Arbeitsbedingungen, Arbeitsplatzabbau und Verschmutzung;

• Mangelnde Transparenz und Rechenschaftspflicht – keine transparente Gestaltung der zu zah-
lenden Tarife; Betrug und Interessenkonflikte; und Auseinandersetzungen zwischen privaten 
Versorgern und Vergabebehörden über Betriebskosten und Preiserhöhungen.42

Wenn öffentliche Dienste wieder unter öffentliche Kontrolle und Verwaltung gebracht werden, 
können Überschüsse, die bisher im Interesse des Shareholder Values verwendet wurden, anders 
eingesetzt werden: 

• Reinvestitionen zum Ausbau der Infrastruktur; 

• Verbesserung der Qualität der Dienstleistung und der Arbeitsbedingungen; 

• Senkung der Tarife; 

• Reinvestition in Klimaschutzmaßnahmen. 43
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Box 4 Eau de Paris – die Rekommunalisierung der 
Pariser Wasserversorgung 

Die Stadt Paris hat 2010 entschieden, das Wassermanagement wieder in eigener Regie aus-
zuführen. Das Ergebnis war ein diverser und demokratisch gewählter Vorstand, ein Senkung 
der Wassertarife um ach Prozent, die Einrichtung von 1.200 Trinkwasserbrunnen im gesam-
ten Stadtgebiet und Unterstützung von Bürger/-innen, die Probleme mit der Bezahlung 
ihrer Wasser- und Energierechnung und ihrer Wohnungsmiete haben.

2017 hat der öffentliche Wasserversorger Eau de Paris den renommierten United Nations 
Public Service Award in Anerkennung der geleisteten Arbeit für Rechenschaft, Transparenz 
und Integrität erhalten. Eau de Paris achtet ebenfalls darauf, seinen sozialen und ökologi-
schen Fußabdruck im Zusammenhang mit der Wasserproduktion und -verteilung möglichst 
klein zu halten, und leistet Pionierarbeit für den Schutz von Wassereinzugsgebieten. 

„Paris ist ein wichtiges Vorbild für die Rekommunalisierung; bezeichnend dafür sind die Ein-
führung bahnbrechender demokratischer Mechanismen der Rechenschaftspflicht, der Zu-
gang zu Wasser für alle einschließlich Obdachloser und Migranten/-innen und Anpassung an 
den Klimawandel – wobei die Preise niedriger sind als vor der Rekommunalisierung“, heißt 
es im Bericht des TNI Transnational Institute vom Mai 2020, The Future is Public:  Towards De-
mocratic Ownership of Public Services.

Die Rekommunalisierung hat zu Kosteneinsparungen und Effizienzgewinnen durch eine 
bessere Koordinierung, weniger Vergabe an Fremdfirmen, geringeren Ausschüttungen an 
die Aktionäre/-innen und mehr Rechenschaftspflicht geführt.

Seit der Rekommunalisierung der Pariser Wasserversorgung im Jahre 2010 konnte Eau de 
Paris Effizienzsteigerungen durch Kostenreduzierungen bei Subunternehmen, durch Ratio-
nalisierungen und die Zusammenlegung vormals getrennter Funktionen, durch Wegfall der 
Gewinnspannen der privaten Unternehmen und durch Verbesserungen von Koordinierung 
und Planung insgesamt erzielen. Die Rückführung von Call Centern unter eigene Regie hat 
zum Beispiel Einsparungen von €2  Millionen im Jahr ermöglicht. Diese Effizienzgewinne 
wurden für die Finanzierung von Investitionen und tragfähige Löhne und Gehälter inves-
tiert. Der Wasserpreis konnte um 8% gesenkt werden. Die Stadt hat ebenfalls eine Reihe von 
Mechanismen etabliert um sicherzustellen, dass öffentliche Ziele konstant verfolgt werden. 
Dazu gehört ein langfristiges „Zieleabkommen“ mit dem Stadtrat, eine unabhängige Be-
obachtungsstelle für die Beteiligung der Öffentlichkeit an Debatten und ein Beratungsaus-
schuss für repräsentative Gremien.44

Weitere Informationen siehe: https://www.epsu.org/article/public-and-private-sector-
efficiency and https://www.epsu.org/article/new-book-released-remunicipalisation. 

https://www.epsu.org/article/public-and-private-sector-efficiency
https://www.epsu.org/article/public-and-private-sector-efficiency
https://www.epsu.org/article/new-book-released-remunicipalisation
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5. Fortschrittliche öffentliche 
Wasserwirtschaft – 
eine Alternative zur 
Privatisierung

Der EGÖD hat eine Reihe von Kriterien für eine fortschrittliche öffentliche Wasserwirtschaft auf-
gestellt.45 Sie beruhen auf der Überzeugung, dass Wasser ein öffentliches Gut ist, dass der Zugang 
zu Wasser ein unveräußerliches Menschenrecht ist, dass Wasser nicht privatisiert oder kommerzia-
lisiert werden darf und dass die Wasserwirtschaft in die öffentlich-gemeinschaftliche Hand gehört. 
Die Kriterien:

Gute Qualität –  Wasser ist lebenswichtig. Es ist unverzichtbar für Hygiene, Ernährung und Gesund-
heit und muss von hoher Qualität sein;

Nachhaltigkeit und ökologische Planung – In einer Welt, in der Wasserknappheit zu einer Realität 
werden wird, ist eine gute Bewirtschaftung der Wasserressourcen wichtig, um das Recht auf Was-
ser für zukünftige Generationen zu bewahren. Der Erhalt natürlicher Wasserressourcen und hyd-
rologischer Kreisläufe in Wassereinzugsgebieten und die Vermeidung von Verschmutzungen und  
Störungen empfindlicher Ökosysteme beinhalten auch eine gute Abwasserwirtschaft und Abwas-
serbehandlung. Die Bewirtschaftung qualitativ hochwertiger öffentlicher Wasserressourcen muss 
zu einem wichtigen Bestandteil aller Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel werden. 
Nachhaltigkeit muss zu einem Grundsatz für alle Unternehmen im Bereich Wasser- und Sanitärver-
sorgung werden;  

Universelle Dienstleistung – Jeder Mensch muss einen gleichberechtigten Zugang zu einer siche-
ren und angemessenen Wasser- und Sanitärversorgung haben. Die Unterbrechung der Wasserver-
sorgung privater Haushalte muss gesetzlich untersagt werden; 

Effektive Erfüllung der Grundbedürfnisse – Die Effizienz der öffentlichen Wasserversorger ist nicht 
am höchstmöglichen Gewinn zu geringsten Kosten zu messen, sondern an der Fähigkeit dieser Un-
ternehmen, die Bedürfnisse der Bevölkerung zu erfüllen und weitere Elemente des Gemeinwohls 
zu gewährleisten.  Was diese Bedürfnisse und öffentlichen Interessen sind und wie sie erfüllt wer-
den können, muss in einem Prozess der demokratischen Teilhabe erörtert, definiert und evaluiert 
werden; 

Soziales – Die Menschen haben unterschiedliche finanzielle Mittel zur Verfügung, und ein Wasser-
preis, der ausschließlich auf dem Verbrauch beruht, führt zu ungerechten Belastungen. Eine fort-
schrittliche Wasserwirtschaft muss Mechanismen entwickeln um zu gewährleisten, dass Menschen 
ungeachtet ihres sozialen Status einen gleichberechtigten Zugang zu Wasser haben. Gleichzeitig 
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ist dafür zu sorgen, dass niemand Wasser auf eine unverantwortliche Art nutzen kann, nur weil sein 
Geld und seine Macht ihn dazu befähigen. 

Solidarität – Wasserversorger sollten sich nicht nur mit der Situation in ihrem eigenen geographi-
schen Gebiet befassen, sondern im Rahmen ihrer Kapazitäten auch dazu beitragen, Wasser- und 
Abwasserdienstleistungen an anderen Orten zu entwickeln oder zu verbessern;

Gute Arbeitsbedingungen – Die Mitarbeiter/-innen sind ein wichtiger Faktor bei der Entwicklung 
und Verbesserung qualitativ hochwertiger Dienstleistungen. Für sie müssen gute Arbeitsbedin-
gungen und hohe Standards in der Arbeitssicherheit und im Gesundheitsschutz gelten. Sie müssen 
langfristige berufliche Ziele verfolgen können, neue Ideen einbringen und mit ihrer Arbeit gesell-
schaftliche Anforderungen erfüllen. Sie müssen umfassend an allen öffentlichen Diskussionen über 
die Entwicklung ihrer Dienstleistungen teilnehmen; 

Demokratische Strukturen und Kontrollen – Die Strukturen und Praktiken der Wasserversorger 
müssen demokratisch und transparent gestaltet werden. Demokratische Mechanismen müssen 
allen Interessierten die Möglichkeit geben, an Entscheidungsprozessen und an der Kontrolle aller 
wasserrelevanten Themen teilzunehmen; und

Fortschrittliche Gesetzgebung – Die für die Wasserwirtschaft geltenden gesetzlichen Vorschrif-
ten müssen den öffentlichen Charakter der Wasserversorgung schützen, das Menschenrecht auf 
Wasser in verfassungsmäßiger und gesetzlicher Form anerkennen und die Wasser- und Sanitärver-
sorgung sowie die Bewirtschaftung von Wasserresourcen vor Liberalisierung, Privatisierung und 
Kommerzialisierung schützen. Die Wasserbewirtschaftung muss öffentlich finanziert werden und 
die Mitwirkung der Öffentlichkeit und der Belegschaften ermöglichen.

Kasten 5 Blue Community-Projekt 

Das Blue Community-Projekt in Kanada ermöglicht es Städten, Gemeinden und indigenen 
Gemeinschaften, die Idee zu unterstützen, Wasser als öffentliches Gut anzuerkennen und 
damit zu bestätigen, dass Wasser eine gemeinsame Ressource für alle darstellt. Entsprechen-
de Resolutionen wurden verabschiedet. 

Anerkennung von Wasser- und Sanitärversorgung als Menschenrecht; Verbot oder schritt-
weiser Verzicht des Verkaufs von Flaschenwasser in städtischen/kommunalen Einrichtungen 
oder bei Veranstaltungen; und Förderung öffentlich finanzierter und betriebener Wasser- 
und Sanitärversorger im Besitz der öffentlichen Hand.

Der Council of Canadians, das Projekt Blue Planet und die Canadian Union of Public Emp-
loyees (CUPE) haben das Blue Communities-Projekt im Jahre 2009 auf den Weg gebracht. 
Die Blue Communities-Bewegung hat sich international durchgesetzt, inzwischen unterstüt-
zen Städte wie Paris in Frankreich und Bern in der Schweiz und noch weitere Gemeinden 
diese Initiative. 

Weitere Informationen siehe: https://canadians.org/bluecommunities

https://canadians.org/bluecommunities
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6. Schlussfolgerungen

Im Jahre 2017 haben europäische Institutionen die Europäische Säule sozialer Rechte unterzeich-
net und damit die Mitgliedstaaten und die EU dazu verpflichtet, ein soziales Europa aufzubauen. 
Grundsatz 20 besagt, dass jede Person das Recht auf den Zugang zu essenziellen Dienstleistungen 
guter Qualität hat, dazu gehört auch die Wasserversorgung. Unterstützung beim Zugang zu diesen 
Dienstleistungen muss für bedürftige Personen verfügbar sein.

Dies eröffnet neue Möglichkeiten für den entscheidenden Schritt, den Zugang zu Wasser- und Sa-
nitärversorgung zu einem Menschenrecht zu machen. Wie der UN-Sonderberichterstatter richtig 
gesagt hat, werden solche Rechte am besten gewährleistet, wenn die Wasserversorgung ein öf-
fentlicher Dienst ist. 

Die Europäische Bürgerinitiative Right2Water und die Antwort des Europäischen Parlaments mit 
Durchsetzung eines neuen Artikels in der neu gefassten Trinkwasserrichtlinie haben verdeutlicht, 
dass die Bürger/-innen Europas das Menschenrecht auf Wasser- und Sanitärversorgung in EU-Recht 
verankert wissen wollen. 

Die europäischen Gewerkschaften fordern ein soziales Aktionsprogramm einschließlich legislativer 
Vorschläge zur Durchführung der Säule. Vor dem Hintergrund der Vorbereitungen der Kommission 
für die Vorlage des Aktionsplans zur Unterstützung der Umsetzung der Säule einschließlich Grund-
satz 20 wird der EGÖD eine Reihe politischer Aktionen durchführen, um folgende Forderungen 
durchzusetzen. 

• Das Menschenrecht auf Wasser- und Sanitärversorgung in der Praxis für alle europäischen Bür-
ger/-innen in der Zukunft;   

• Verbot der Unterbrechung der Wasserversorgung von Haushalten; 

• Aufforderung an das Europäische Parlament, den in der Wasserrahmenrichtlinie genannten 
Grundsatz „Wasser ist keine Handelsware“ zu einem festen Grundsatz aller wasserpolitischen 
Entscheidungen der EU zu machen;

• Fortschrittliche öffentliche Wasser- und Abwasserbewirtschaftung.
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Kasten 6 Parallele EGÖD-Initiativen

Der EGÖD wird ebenfalls die Möglichkeiten nutzen, die der Aktionsplan der Kommission zur 
Kreislaufwirtschaft, der Green Deal der Kommission und die neue Anpassungsstrategie der 
Kommission an den Klimawandel bieten, um diese Forderungen durchzusetzen.

Der EGÖD unterstützt das Konzept der Kreislaufwirtschaft, um Abfälle zu verhindern und 
zu verringern. Sollte dies nicht möglich sein, ist nach dem Grundsatz Vermeidung, Wieder-
verwendung, Wiederverwertung und Recycling zu verfahren, so lange es sich dabei um si-
chere und menschenwürdige Arbeit handelt.46 Die Kommission hat ihren Aktionsplan für 
die Kreislaufwirtschaft im März 2020 verabschiedet. Dies beinhaltet die Verpflichtung, die 
Umsetzung der Bestimmungen der Trinkwasserrichtlinie strikt zu überwachen und zu unter-
stützen, damit trinkbares Leitungswasser an öffentlichen Stellen zur Verfügung steht, die 
Abhängigkeit von Flaschenwasser verringert und Verpackungsmüll vermieden wird.47

Der EGÖD hat den Green Deal der Kommission als eine ganzheitliche Antwort auf den Kli-
manotstand begrüßt.48 Dieser Deal muss aber auch das Recht auf Wasser und auf bessere 
Arbeitsschutzmaßnahmen für die Beschäftigten in der Abwasserwirtschaft vorsehen.49 Die 
ambitionierten Klimapläne der Kommission lassen sich nur durch einen gerechten Über-
gang für die Arbeitnehmer/-innen und die Gemeinschaften, durch öffentliche Investitionen 
und öffentliche Eigentümerschaft erreichen50.

Die Europäische Kommission hat am 24. Februar 2021 eine neue EU-Strategie zur Anpassung 
an den Klimawandel verabschiedet. Diese Strategie beschreibt Wege zur Vorbereitung auf 
die unvermeidlichen Auswirkungen des Klimawandels und der damit einhergehenden Dür-
ren und Wasserverknappungen. Sie erkennt an, dass der Zugang zu Trinkwasser ein grund-
legendes menschliches Bedürfnis ist, dass der Klimawandel die Wasserqualität bedroht und 
dass eine stabile und sichere Versorgung mit Trinkwasser von höchster Bedeutung ist und 
somit gewährleistet werden muss.51  
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